
Aktenzeichen:

1l.BXll£lälä■

verkündet’ .I m N a m e n d e s .V o l k e s

am 230 Juni 1960

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers9

gegen

0 o ° ° 0 o u o o o u o o o o o o o o o o o

Beklagten und Revisionsbeklagten9

hat der 11„ Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 23„ Juni 1960‚

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n

>
als Vorsitzender?

Bundesrichterin Dr° b c h w & r*z {und

Bundesrichter S 0 n n e n b e r g
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter G 6 t s c h und

Bundessozialrichter B o u r b e c k
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts

vom 27t Oktober 1959 wird aufgehoben„ Die Sache wird

zu neuer Entscheidung an das Landessozialgericht

zurückverwiesen°

Von Rechts wegen°
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Der Kläger, geboren 1910, leistete von Januar 1940 an (nicht?

wie im Urteil des LSG„ angegeben, vom 1° Oktober 1940 an)
Wehrdienst° Am 20° Juni 1940 hatte er einen Unfall, er wurde

dabei am Kopf verletzt; vom 20° bis 300 September 1940 war er
deshalb im Beobachtungslazarett’— Neurologische Abteilung —
in Berlin—Charlottenburg9 alschhädigungsfolge wurde vom
Wehrmachtsfürsorge— und Versorgungsamt Frankfurt/Mu "Zustand

.nach Gehirnerschütterung infolge Schädelprellung durch Un»

fall" mit Versehrtenstufe I festgestellt; am 30° Juni 1941

wurde der Kläger aus dem Wehrdienst entlassen„ Durch Be—

scheid vom 20° Juni 1950 erkannte die Landesversicherungsan—

stalt Hessen — KBa—Abt° — das Leiden des Klägers mit dersel°=

ben Bezeichnung wie bisher als Leistungsgrund nach dem Hes—

SiSehen Körperbeschädigtenleistungsgesetz (KBLG) an‚ sie ge—
währte vom 1° Februar 1947 an Rente nach einer Minderung der

Erwerbsfähigkeit (MdE„) um 30 V°H° Am 24„_März 1952 erging

ohne vorherige ärztliche Untersuchung der Bescheid des Ver—

sorgungsamts (Versorng) Gießen nach dem Bundesversorgungs—

gesetz (BVGZÜhanerkennung7), es wurde bei gleicher Leidens—

bezeichnung vom 1° Oktober 1950 an Rente nach einer MdB° um

30 VOH° bewilligto Nach einer Nachuntersuchung im Juli/Au—

gust 1952 durch einen Ohrenfacharzt (Dr„j 11:::1:3 und zwei

Nervenfachärzte (Dr° KIZ-1“.-T;und Dr° St: :---::.I:t:) erließ

das VersorgA° Gießen am 9° Februar 1953 einen Bescheid, den

es auf 5 86 Abs° 3 BVG stützte; es stellte als Schädigunge—
folge fest: "Leichte Innenohrschwerhörigkeit rechts"; die

Rente wurde vom 1° April 1953 an entzogen, da die MdE„ infol—

ge dieses Leidens nicht mehr wenigstens 30 VÜH° betrage; der

„ Bescheid enthält den Satz: "Folgen der Gehirnerschütterung

liegen nicht mehr vor"° Die Berufung des Klägers (alten '

Rechts) ging als Klage auf das Sozialgericht (SGU) Gießen

über; das SGo_zog die Krankenpapiere des Beobachtungslaza—

retts Berlin—Charlottenburg bei, die übrigen alten Versorgungg

akten waren nicht mehr aufzufinden; es ließ den Kläger im

Versehrtenheim Dornholzhausen beobachten und untersuchen°
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Auf Grund des Gutachtens der Nervenfachärzte Dr° £L_.___und

Dr° FI£T::: vom 20° März 1958 hob das SG„ den Bescheid vom

90 Februar 1953 auf und verurteilte den Beklagten, dem Klä—

ger wegen Hirnverletzungsfolgen mit leichten Ausfallerschei—

nungen Rente nach einer MdB° vcn 30 voH„ ab 1° April 1953 zu
gewähren° Auf die Berufung des Beklagten hob das Hessische

Landessozialgericht (LSG„) durch Urteil vom 27° Oktober
1959 das Urteil des SG° auf und wies die Klage ab: Das SG°

habe sich zu Unrecht fast ausschließlich auf das Gutachten

von Dr° rl;Li::und Dr° F233;xiivom 20° März 1958 gestützt;

dieses Gutachten sei nicht überzeugend, die Anamnese9 die

diesem Gutachten zugrunde liege, weiche wesentlich von der

Anamnese ab, auf der das Gutachten der Nervenfachärzte Dr°

K:irzzziund Dr° St:z:;irst:t:vom 19° August 1952 beruht ha—

be; die "unbefangene Beurteilung" in dem Gutachten von 1952,

bei der die Krankenblätter von 1940 nicht bekannt gewesen

seien, habe die Reflexdifferenzen —-auf die Dr° B::zr: und

Dr° Frcxaaz:unter Bezug auf die übereinstimmcndcn Befunde

in den Krankenblättern von 1940 wesentlich abgehoben hatten

— nicht erwähnt; die Beschwerden des Klägers seien durch

die Befunde in dem Gutachten von Dr° H:LF:;1iileicht zu er—

klären° Das Urteil wurde dem Kläger am 5„ November 1959
zugestellt„ Am 12. November 1959 legte der Kläger Revision

ein9 er beantragte, '

das Urteil des Hessischen LSG° vom 27° Oktober 1959

aufzuheben und den Beklagten zu verurteilen, dem

Kläger eine Rente nach einer MdB° von 30 V„H° für

"Hirnverletzung mit leichten Ausfallerscheinungen

und Innenohrschwerhörigkeit rechts" zu gewähren„

Zur Begründung trug er — nach Verlängerung der Revisions—

begründungsfrist — am 2° Februar 1960 vor: Das Urteil des

LSG° leide an Mängeln des Verfahrens„ Drc Kth;itLuhd Dr°

St?;tilf::iiseien zunächst zu dem Ergebnis gekommen‚ der

Kläger habe durch den Unfall eine "Gehirnerschütterung mit

einer Hirnschädigung" erlitten; auf Ersuchen des Landes—
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versorgA° Hessen habe Dr° R:;ngtidie Worte "mit einer Hirn—
schädigung" nachträglich gestrichen, dies sei eine unzulässige

Beeinflussung des Gutachters gewesen; wenn das LSG° dieses

Gutachten nicht für schlüssig gehalten habe(} habe es ein wei—

teres Gutachten einholen müssen° Das LSG° habe auch wegen

der Widersprüche in den Befunden der Gutachten von 1952 und

1958 den Sachverhalt medizinisch weiter aufklären und noch

ein ärztliches Gutachten einholen müssen; es habe die schwie—

rige Frage, ob eine Hirnschädigung infolge des Ünfalls
vor—

liege, nicht selbst entscheiden dürfen" Das LSG° habe dem

Gutachten aus dem Jahre 1952 auch deshalb nicht folgen dür—
fen, weil damals die früheren Krankenunterlagen nicht vor—
lagen, während sie den Gutachtern im Jahre 1958 bekannt ge=

wesen seien„ ‘

Der Beklagte beantragte‚

die Revision als unzulässig zu verwerfen°

II

Die Revision ist statthaft nach 9 162 Abs° 1 Nr° 2 des

Sozialgerichtsgeset2es (SGG)° Der Kläger rügt zu Recht Män—

gel im Verfahren des LSG°

Der Bescheid vom 24. März 1952, in dem, ebenso wie in dem

Bescheid vom 20° Juni 1950 nach dem KBLG, auch nach dem BVG

das Leiden des Klägers, das als "Zustand nach Gehirnerschüt—

terung infolge Schädelprellung durch Unfall" bezeichnet

worden ist9 als Schädigungsfolge festgestellt (anerkannt)

und Rente gewährt worden ist9 ist für die Beteiligten

bindend geworden (@ 77 SGG)° Dieser Bescheid ist ein
Verwaltungsakt mit Dauerwirkung, der Beklagte hat diesen

Bescheid mit dem angefochtenen Bescheid vom 9° Februar 1955

auch für die Zukunft nur dann zurücknehmen dürfen9 wenn er

"durch Gesetz" (@ 77 SGG, 2? Halbso) hierzu ermächtigt ge—
wesen ist° Das LSG° hat in dem angefochtenen Urteil nicht

geprüft, ob die Vorschrift des © 86 Abs° 3 BVG‚ auf die

sich der Beklagte in dem Bescheid vom 9° Februar 1955 beru—
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fen hat, diesen Bescheid auch rechtfertigt, es hat diesen

Bescheid offenbar deshalb für rechtmäßig angesehen, weil es
der Meinung gewesen ist, der "Zustand nach Gehirnerschütte—

rung infolge Schädelprellung", der in dem Bescheid vom 24°

März 1952 festgestellt werden ist, liege nicht vor; das Ur—

teil läßt nicht erkennen, ob das LSG° davon ausgegangen ist,

dieser Zustand liege — wie der Beklagte in dem angefoohte—

nen Bescheid angenommen hat — "nicht mehr" vor, oder ob es

angenommen hat, das Leiden des Klägers bestehe zwar noch, es

sei aber keine Sohädigungsfolge, es sei vielmehr in dem

Bescheid vom 20° Juni 1950 und damit auch in dem Bescheid

vom 24° März 1952 zu Unrecht "anerkannt" worden„ Nach 5 86

Abs° 3 BVG hat der Beklagte den Bescheid vom 24° März 1952

«auch dann zurücknehmen dürfen, wenn Schädigungsfolgen über—

haupt nicht mehr bestehen (Urteil des BSG°'SOZR° Nr° 5 zu
@86 BVG)° Wenn das LSG° den Bescheid vom 90 Februar 1953

nach 5 86 Abs° 3 BVG für rechtmäßig gehalten hat9 hat es
deshalb feststellen müssen% daß der "Zustand nach Gehirn—

erschütterung infolge Schädelprellung" jedenfalls bei Erlaß

des Bescheids vom 9° Februar 1955 abgeklungen gewesen ist„

Der Kläger hat mit Recht gerügt, daß das LSG„, wenn es dies

festgestellt hat, insoweit keine ausreichenden Unterla—

gen gehabt hat, daß es nicht das Gesamtergebnis des Ver—

fahrens gewürdigt und daß es damit insoweit auch die Grenzen

seines Rechts, die Beweise frei zu würdigen (@ 128 SGG; BSG„

2 5° 256 ff„), überschritten hat° Das LSG° hat sich im we—
sentlichen auf das Gutachten der Dres„ Ki_.-:; und
Strrnclsfd3; vom 19° August 1952 gestützt° Daß es aber die—

ses Gutachten für überzeugender gehalten hat als das Gu—

achten der Dres° Pf:ää£:und FI£?EQSIVOm 20„ März 1958, ver—

stößt gegen die allgemeine Lebenserfahrung und auch gegen
medizinische Erfahrungssätze; es kann nicht davon ausgegan—

gen werden9 daß Dr° Kiifffi_und Dr° St:zr:z:1:czihr Gut—

achten deshalb "unbefangen" erstattet haben, weil ihnen}

die Krankenpapiere von 1940 nicht bekannt gewesen sind; in

aller Regel werden ärztliche Gutachten9 bei denen frühere

Befunde verwertet werden können, überzeugender sein als

_ 6 -
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_ 6 _

Gutachten, die ohne Kenntnis der früheren Befunde erstattet

werden sind° Die "eindeutigen Reflexdifferenzen", die in dem

Gutachten vom 20° März 1958 beschrieben sind, sind nach die-

sem Gutachten bei mehrfachen Kontrollen an verschiedenen

Tagen und nach "sehr kritischen und mehrfachen Untersuchun-

gen" beobachtet werden, das LSG„ hat deshalb nicht davon aus;

gehen dürfen9 diese Reflexdifferenzen seien in dem Gutach—

ten von 1958 nur deshalb erwähnt, weil solche Reflexdifferen—

zen nach den Krankenpapieren auch schon im September 1940

beobachtet worden seien; die Beobachtungen, die dem Gutach-

ten Von 1958 zugrunde liegen, sind auch nicht schon deshalb

unbeschtlieh, weil die Eigenanamnese des Klägers im Jahre

1958 nicht voll übereinstimmt mit der Anamnese im Jahre

1940; die Gutachter haben sich erkennbar ihre Überzeugung
'nicht nur nach der Eigenanamnese, sondern im wesentlichen

nach den objektiven Befunden gebildet und diese Befunde ha—

ben im wesentlichen mit den Befunden von 1940 übereinge—

stimmt° Wenn die Reflexdifferenzen in dem Gutachten vom 190

August 1952 nicht beschrieben sind, so hat das LSG„9 wenn ihm

das Gutachten von 1958 deshalb nicht überzeugend erschienen

ist, Anlaß gehabt, die Psychiatrische und Norvénklinik Gießen

oder einen anderen ärztlichen Sachverständigen zu den Befun-

den von 1958 und den Krankenblättern von 1940, die der Kli—

nik in Gießen im Jahre 1952 nicht bekannt gewesen sind9 zu

hörenq Daß das Gutachten von 1952 möglicherweise unzuläng—

lich ist, hat das LSG„ auch deshalb in Erwägung ziehen müs-

sen9 weil aus den Akten erkennbar ist, daß der abschlies—

sende Befund des einen der beiden Gutachter auf Anregung des

LandesversorgA„ von dem anderen Gutachter nachträglich ohne

Angabe von Gründen geändert werden ist° Zwar hat es sich bei

der Änderung nicht, wie der Kläger meiht‚ um eine "unzuläs—
sige Beeinflussung der Sachverständigen" und auch nicht

um einen Mangel im Verfahren des LSG° gehandelt, das LSG°

hat das Gutachten von 1952 nur so würdigen dürfen, wie es

nach der Änderung gewesen ist; jedenfalls hat das LSG° aber

ein Gutachten, das nach den aktenkundigen und bereits im

_ 7 „„
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-“7..

Berufungsverfahren erwähnten Vorgängen möglicherweise unzu—

réichend gewesen ist, nicht für überzeugender halten dürfen

als ein Gutachten, das auf sorgfältig erhobenen Befunden be—

ruht9 auch insoweit hat das LSGQ die Grenzen seines Rechts‚

die Beweise frei zu würdigen, überschritten; das LSG„ hat

auch keine ausreichende eigene Sachkunde dafür gehabt, um fest—

zustellen9 daß die 1958 von Nervenfachärzten beobachteten

RefleXdifferenzen nach dem ohrenfachärztlichen Gutachten von
Dr; Ziüiiialaus dem Jahre 1952 mit der Verbiegung der Na—

senscheidenwand des Klägers
zu erklären sind, dem Ohrenfach—

arzt sind die Reflexdifferenzen nicht bekannt gewesen°

Soweit das LSG„ also festgestellt hat‚ daß die Folgen der

Gehirnerschütterung durch den Unfall_"nicht mehr" vorlie—

gen‚ ist diese Feststellung für das Bundessozialgericht

(BSG„) hicht bindend (@ 163 SGG)° Die Revision ist daher nach

@ 162 Abs„ 1 Nr° 2 SGG statthaft, sie ist, da sie auch frist-

und formgerecht eingelegt und begründet worden ist‚ sonach

zulässig°

Die Revision ist auch begründete Es ist möglich? daß das

LSG„9 wenn es weitere Erhebungen anstellt, zu dem Ergebnis

kommt‚ daß_die Schädigungsfolgen, die ohne ärztliche Nach—

untersuchung aus dem Bescheid vom 20° Juni 1950 in den Be-

scheid vom 24° März 1952 nach dem BVG übernommen worden sind,

auch jetzt noch bestehen und daß sie auch jetzt noch die

Erwerbsfähigkeit des Klägers um wenigstens 25 V„H° minderne

Der Bescheid vom 9° März 1953 ist auch nicht schon dann
rechtmäßig, wenn das LSGO davon überzeugt ist, ein "Zustand

nach Gehirnerschütterung" sei schon in dem Bescheid vom
200 Juni 1950 und damit auch in dem Bescheid vom 240 März

1952 zu Unrecht festgestellt worden, die damaligen Beschwer—

den des Klägers seien in Wirklichkeit schon damals Folgen
der Verbiegung der Nasenscheidenwand und nicht Folgen des
Unfalles geweseno Wenn dies der Fall wäre, hätte der Beklagte

den Bescheid vom 90 Februar 1953 nicht auf 5 86 Abs° 3 BVG
stützen dürfen9 er hätte vielmehr den Bescheid vom 24° März

1952 nach Art° 30 Abs° 4 KBLG deshalb zurücknehmen müssen9
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weil die Voraussetzungen, die diesem Bescheid zugrunde

gelegen haben, sich nachträglich als unzutreffend erwiesen

haben° Dies hat der Beklagte indessen in dem angefochtenen

Bescheid nicht geltend gemachto Da das LSG° infolge des

Verstoßes gegen Verfahrensvorschriften sonech möglicherweise’

@ 86 Abs° 3 BVG unrichtig angewandt hat‚ ist das Urteil '

aufzuheben° Der Senat kann nicht selbst entscheiden7 da der

medizinische Sachverhalt nicht ausreichend geklärt isto Die

Sache ist deshalb zu neuer Entscheidung an das LSGO zurück—

zuverweisen (@ 170 Abs° 2 Satz 2 SGG)„

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vor—

behalten°
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